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EDITORIAL

Städte und Gemeinden
– das sind wir alle!

Eigentlich, ja eigentlich hatten viele ge-
nauso wie ich damit gerechnet, dass für
die Städte und Gemeinden in Sachen
Kommunalfinanzen das Schlimmste über-
standen sei. Genauso unerwartete wie üp-
pig sprudelnde Steuereinnahmen ließen
so manche Kämmerer und Bürgermeister
samt den Gemeinderäten aufatmen.
Doch es sollte kein Aufatmen, sondern le-
diglich ein kurzes Luftholen sein. Denn:
Die vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichte aktuelle Kassenstatistik zu den
kommunalen Finanzen belegt nach Ein-
schätzung des Deutschen Städtetags,
dass die Kommunen weiterhin unter ei-
nem erheblichen finanziellen Druck ste-
hen.

Dazu sagte der stellvertretende Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Städtetags,
Helmut Dedy: „Zu viele Städte haben lei-
der auch weiterhin nicht genügend Geld
für wichtige Investitionen, und zu viele
sind gleichzeitig von wachsenden Sozial-
ausgaben stark belastet. Trotz einer ruhi-
gen konjunkturellen Lage ist der Finanzie-
rungssaldo um 1,5 Milliarden Euro einge-
brochen, unter Berücksichtigung der Ex-
trahaushalte sogar um mehr als 2 Milliar-
den Euro. Besorgniserregend sind beson-
ders die wachsenden Unterschiede zwi-
schen Städten im Aufschwung und Städ-
ten mit schwieriger Finanzlage.“ Ein Um-
stand, der auch meiner Meinung nach An-
lass zu größter Sorge ist.

Wir im „Ländle“ – der Kommunale Be-
schaffungs-Dienst wird bekanntlich in

Stuttgart produziert – sind, zusammen mit
den Bayern, noch relativ gut dran. So
konnten die Kommunen in Bayern und Ba-
den-Württemberg im Durchschnitt knapp
200 beziehungsweise knapp 100 Euro
mehr je Einwohner investieren als die
Kommunen im Bundesdurchschnitt – in
Bayern waren dies rund 521 Euro, in Ba-
den-Württemberg immerhin noch rund
421 Euro je Einwohner. Bei Kommunen in
Nordrhein-Westfalen dagegen lag das In-
vestitionsniveau beispielsweise um mehr
als 100 Euro je Einwohner unter dem bun-
desweiten Durchschnitt. Hier betrug es le-
diglich rund 211 Euro je Einwohner.

Trotz der höheren Investitionen erzielten
Kommunen in Bayern Überschüsse von
1,5 Milliarden Euro. Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen hingegen wiesen Defizite
von mehr als 1,5 Milliarden Euro auf. In
Rheinland-Pfalz liegt das kommunale De-
fizit bei fast 400 Millionen Euro. Berück-
sichtigt man die unterschiedlichen Ein-
wohnerzahlen beider Bundesländer, ist es
sogar noch größer als in Nordrhein-West-
falen. Außerdem stiegen die Sozialausga-
ben der Kommunen weiter an, trotz der
relativ entspannten Lage auf dem Arbeits-
markt, so Dedy: „Der Anstieg der Sozial-
ausgaben in den Städten war auch im Jahr
2014 höher als der Anstieg der Ausgaben
insgesamt oder auch der Anstieg der Steu-
ereinnahmen. Besonders hohe Mehrkos-
ten ergeben sich beispielsweise bei den
Eingliederungshilfen für Menschen mit
Behinderungen. Deshalb ist es für die
Städte wichtig, dass das vom Bund ge-

plante Bundesteilhabegesetz keinen wei-
teren Ausgabenanstieg zu Lasten der
Kommunen zur Folge hat.“

Doch auch sonst muss in Berlin, so meine
Einschätzung, so mein dringender Appell,
hinsichtlich der kommunalen Finanzen
noch deutlich mehr gemacht werden als
das, was bisher auf den Weg gebracht
worden ist. Immer noch warten in vielen
Städten und Gemeinden öffentliche Ge-
bäude wie Schulen auf eine energetische
Ertüchtigung, warten vielerorts Straßen
auf neue Beläge, marode Kanäle auf eine
umfassende Sanierung, Telekommunika-
tionsnetze auf Aufrüstung, um Standorte
für Bürger wie Unternehmen fit und at-
traktiv zu machen.

Mich würde es freuen, wenn die große Po-
litik in Berlin sich nicht nur um Probleme
in Europa und der ganzen Welt, sondern
auch um jene der Städte und Gemeinden
kümmern würde. Denn Städte und Ge-
meinden – das sind wir alle.

Mit herzlichen Grüßen aus Stuttgart

Ihr

Dieter A. Kuberski
Verleger
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Bund hilft finanzschwachen Kommunen

Investitionsoffensive gestartet

Der Deutsche Städtetag be-
wertet den Beschluss des
Bundeskabinetts positiv,
der zusätzliche Investiti-
onsmittel für finanzschwa-
che Kommunen und eine
höhere Entlastung der
Kommunen im Jahr 2017
vorsieht. Die Städte appel-
lieren an die Länder, das
Programm rasch – unter
Einbeziehung der kommu-
nalen Spitzenverbände –
umzusetzen, damit struk-
turschwache Kommunen
die Hilfe baldmöglichst spü-
ren.

„Mit dem Gesetzentwurf
nutzt die Bundesregierung auf
sinnvolle Art und Weise die
Spielräume, die sich durch eine
günstige Haushaltsentwick-
lung auf Bundesebene erge-
ben haben“, erklärte die Vize-
präsidentin des Deutschen
Städtetags, Oberbürgermeis-
terin Dr. Eva Lohse aus Lud-
wigshafen: „Der Bund hat of-
fenbar erkannt, dass die fi-
nanzschwachen Kommunen
nicht darauf warten können,
bis eine Förderung struktur-

schwacher Regionen im Zu-
sammenhang mit der Neure-
gelung der föderalen Finanz-
beziehungen greift. Der bekla-
genswerte Zustand der Infra-
struktur gerade in struktur-
schwachen Städten stellt be-
reits jetzt eine ernste Belastung
für die weitere wirtschaftliche
Entwicklung vor Ort dar. Des-
halb ist schnelles Handeln ent-
scheidend, auch angesichts ei-
nes kommunalen Investitions-
staus von insgesamt 118 Milli-
arden Euro.“

Für die Jahre bis 2018 will die
Große Koalition Mittel in Höhe
von insgesamt 3,5 Milliarden
Euro im Rahmen eines Sonder-
vermögens für kommunale In-
vestitionen bereitstellen. Aus
Sicht der Kommunen lässt der
Bund damit klar erkennen,
dass er bereit ist, Verantwor-
tung zu übernehmen, um
wachsenden Unterschieden
zwischen strukturstarken und
strukturschwachen Kommu-
nen und Regionen entgegen-
zuwirken. Damit es zu raschen
Verbesserungen für die Kom-
munen kommt, erwarte der

Städtetag, dass der Bundestag
das Gesetz zügig verabschie-
det und die Länder das Pro-
gramm rasch umsetzen, sagte
Lohse.

Der Gesetzentwurf des Bunds
sieht außerdem vor, dass zu-
sätzlich zu der Soforthilfe für
die Kommunen von jeweils 1
Milliarde Euro in den Jahren
2015 bis 2017, im Jahr 2017
weitere 1,5 Milliarden Euro be-
reitgestellt werden. Ab 2018
wurde im Koalitionsvertrag ei-
ne jährliche Entlastung der
Kommunen um 5 Milliarden
Euro bei den Sozialausgaben
zugesagt.

„Der Deutsche Städtetag hat
frühzeitig darauf hingewiesen,

dass die im Koalitionsvertrag
vorgesehene Entlastung der
Kommunen im Sozialbereich
in Höhe von 5 Milliarden Euro
jährlich noch in dieser Legisla-
turperiode wirksam werden
muss. Die jetzt zugesagte Auf-
stockung der Soforthilfe führt
zusammen mit den Investiti-
onsmitteln in Höhe von 3,5
Milliarden Euro zu einer ver-
gleichbaren Summe“, so Vize-
präsidentin Lohse. Die zusätz-
lichen 1,5 Milliarden Euro über
einen höheren Umsatzsteuer-
anteil der Gemeinden sowie ei-
ne höhere Bundesbeteiligung
an den Kosten der Unterkunft
zur Verfügung zu stellen, ist
aus Sicht des Deutschen Städ-
tetags sachgerecht.

Dr. Petra Lohse ist zufrieden mit der Entscheidung, finanzschwa-
che Kommunen zu unterstützen.
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